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Aufgrund der 88 5, 19, 20, 51 und 93 Abs. 1 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 07.03.2005 (GVBI. | S. 142), zuletzt gedandert durch Gesetz
vom 27.05.2013 (GVBI | S. 218), der 88 37 bis 40 des Hessischen Wassergesetzes (HWG) in
der Fassung vom 14.12.2010 (GVBI. I S. 548), zuletzt geandert mit Gesetz vom 13.12.2012
(GVBI. I S. 622), der 88 1 bis 5 a), 6 a), 9 bis 12 des Hessischen Gesetzes Uber kommunale
Abgaben (KAG) in der Fassung vom 24.03.2013 (GVBI. I S. 134), der 88 1 und 9 des Gesetzes
Uber Abgaben fur das Einleiten von Abwasser in Gewasser (Abwasserabgabengesetz - AbwAG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.01.2005 (BGBI. I S. 114), zuletzt geandert durch
Art. 1 des Gesetzes vom 11.08.2010 (BGBI. I S. 1163), und der 88 1 und 2 des Hessischen
Ausfihrungsgesetzes zum Abwasserabgabengesetz (HAbwAG) in der Fassung vom 29.09.2005
(GVBI. | S. 664), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 10.06.2011 (GVBI. | S. 292), hat die
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Kronberg im Taunus in der Sitzung am 09.10.2014
folgende

Entwasserungssatzung (EWS)

beschlossen:

I - Allgemeines
§ 1 Offentliche Einrichtung

Die Stadt betreibt in Erfullung ihrer Pflicht zur Abwasserbeseitigung eine dffentliche Einrichtung.
Sie bestimmt Art und Umfang der Einrichtung sowie den Zeitpunkt ihrer Schaffung, Erneuerung
und Erweiterung.

8 2 Begriffsbestimmungen

Die in dieser Satzung verwendeten Begriffe haben folgende Bedeutung:
Grundstick Das Grundstuck im Sinne des Grundbuchrechts.

Abwasser das durch Gebrauch in seinen Eigenschaften verdnderte
Wasser (Schmutzwasser), das von Niederschlagen aus
dem Bereich bebauter oder kinstlich befestigter Flachen
abflieRende und gesammelte Wasser
(Niederschlagswasser) sowie das sonstige zusammen mit
Schmutzwasser oder Niederschlagswasser in



Brauchwasser

Abwasseranlagen

Sammelleitungen

Behandlungsanlagen

Anschlussleitungen

Abwasseranlagen abflieBende Wasser. Als Abwasser gilt
auch das aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und
Ablagern von Abféllen austretende und gesammelte
Wasser sowie der in Kleinklaranlagen anfallende Schlamm,
soweit er aus h&uslichem Abwasser stammt.

Das aus anderen Anlagen (z.B. Brunnen, Zisternen oder
ahnlichen Vorrichtungen zum Sammeln von
Niederschlagswasser) und Gewassern entnommene
Wasser, welches unmittelbar (z. B. (Uber die
Grundstiicksentwasserungseinrichtungen) oder mittelbar
in die Abwasseranlagen eingeleitet wird bzw. diesen
zufliel3t.

Sammelleitungen und Behandlungsanlagen.

Zu den Abwasseranlagen gehodren auch Einrichtungen
Dritter, deren sich die Stadt zur Erfullung ihrer Aufgaben
bedient oder zu deren Schaffung, Erweiterung, Erneuerung
oder Unterhaltung sie beitragt.

Leitungen zur Sammlung des Uber die Anschlussleitungen
von den angeschlossenen Grundstiicken kommenden
Abwassers bis zur Behandlungsanlage oder bis zur
Einleitung in ein Gewéasser oder fremde Abwasseranlagen
einschlie8lich der im Zuge dieser Leitungen errichteten
abwassertechnischen Bauwerke (Netz).

Verbindungsleitungen vom Netz, Einrichtungen zur
Reinigung und Behandlung des Abwassers; zu diesen
Einrichtungen gehdren auch die letzte(n)
Verbindungsleitung(en) vom Netz sowie die
Ablaufleitung(en) zum Gewasser.

Leitungen von der Sammelleitung bis zur Grenze der zu
entsorgenden Grundstuicke.

Grundstiucksentwéasserungsanlagen Alle Einrichtungen auf den Grundsticken, die der

Grundstucksklareinrichtungen

Anschlussnehmer (-inhaber)

Abwassereinleiter

Zuleitungskanale

Sammlung, Vorreinigung, Kontrolle (Revisionsschacht) und
Ableitung des Abwassers dienen.

Kleinklaranlagen oder Sammelgruben (Behalter).

Grundstiickseigentiimer oder statt dieser
Erbbauberechtigte, NieRbraucher und sonstige zur
Nutzung des Grundstucks dinglich Berechtigte.

Anschlussnehmer (-inhaber) und alle zur Ableitung des auf
dem Grundstick anfallenden Abwassers Berechtigte und
Verpflichtete  (insbesondere auch Pachter, Mieter,
Untermieter usw.) sowie alle, die den Abwasseranlagen
tatsachlich Abwasser zufuhren.

Die im Erdreich oder in der Grundplatte verlegten
Leitungen der Grundsticksentwédsserungsanlagen, die das
Abwasser den Anschlussleitungen zufuihren, und die
Anschlussleitungen.



Zur Verdeutlichung der vorstehend definierten Begriffe sind diese in der Zeichnung (Anlage 1)
dargestelit.

Il - Anschluss und Benutzung

§ 3 Grundstucksanschluss
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Jedes Grundstick — das grundséatzlich nur einen Anschluss erhalt - ist gesondert und
unmittelbar an die Anschlussleitung anzuschlieBen. Gleiches gilt, wenn die Stadt fur jedes
dem Aufenthalt von Menschen dienende Gebaude auf einem Grundstiick eine gesonderte
Anschlussleitung verlegt hat.

Die Stadt kann in Ausnahmefallen zulassen oder verlangen, dass mehrere Grundsticke
Uber eine gemeinsame Anschlussleitung an die Abwasseranlagen angeschlossen werden,
wenn die nicht im 6ffentlichen Bereich liegenden Teile der gemeinsamen Anschlussleitung
durch Grunddienstbarkeit oder Baulasteintragung gesichert sind.

Wird ein Grundstick nach seinem Anschluss in mehrere selbstandige Grundstiicke geteilt,
so gelten die vorstehenden Regelungen fir jedes neue Grundstuck entsprechend.

Die Anschlussleitung wird von einem von dem Anschlussnehmer beauftragten
Fachunternehmen hergestellt; eine vorherige Abstimmung mit der Stadt und
Genehmigung durch die Stadt ist zwingend notwendig.

8 4 Anschluss- und Benutzungszwang
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Jeder Eigentimer eines Grundsticks, auf dem Abwasser anféllt, hat die Pflicht, dieses
Grundstiick an die Abwasseranlagen anzuschlieBen, wenn es durch eine betriebsfertige
Sammelleitung erschlossen und eine Anschlussleitung an das Grundstiick herangefihrt ist.
Hat die Stadt mehrere Anschlussleitungen zu einem Grundstiick verlegt, ist das

Grundstiick entsprechend den Vorgaben der Stadt anzuschlielen. Die Anordnung des
Anschlusses kann durch 6ffentliche Bekanntmachung erfolgen.

Jeder Abwassereinleiter muss Abwasser, das der Beseitigungspflicht nach 8 37 Abs. 1
HWG und der Uberlassungspflicht nach § 37 Abs. 3 HWG unterliegt, den Abwasseranlagen
zufuhren.

Vom Anschluss- und Benutzungszwang kann abgesehen werden, wenn einer der
Ausnahmefélle nach § 37 Abs. 1 Satz 2 oder nach § 37 Abs. 5 Satz 1 HWG vorliegt.

Sowohl der Anschluss eines Grundsticks als auch die Zufuhrung von Abwasser dirfen nur
nach Genehmigung durch die Stadt erfolgen. Diese kann im Einzelfall aus technischen oder
wasserwirtschaftlichen Griinden eingeschrankt oder modifiziert werden. Die Erteilung der
Genehmigung far die Zufihrung von Abwasser setzt voraus, dass der
Grundstickseigentiimer einen Nachweis dartber vorlegt, dass die Zuleitungskanale den
allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechen, die Empfehlungen der DIN
umgesetzt sind und ein Revisionsschacht gesetzt wird. 8 5 Abs. 2 Satz 4 und Abs. 3 gelten
entsprechend.



8 5 Grundstucksentwasserungsanlagen und Anschlussleitungen
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Grundstiucksentwasserungsanlagen und Anschlussleitungen miussen nach den jeweils
geltenden bau- und wasserrechtlichen Vorschriften sowie den Bestimmungen des
Deutschen Normenausschusses geplant, hergestellt, unterhalten und betrieben werden.
Bau- und Installationsarbeiten durfen allein durch fachkundige Unternehmer ausgefuhrt
werden. FUr Grundsticksentwéasserungsanlagen gilt die aktuelle Fassung der DIN 1986-
100 ,Entwasserungsanlagen fur Gebaude und Grundstiicke — Bestimmungen in Verbindung
mit DIN EN 752 und DIN EN 12056*.

Der Grundstickeigentumer hat der Stadt beim Bau eines Zuleitungskanals zum
offentlichen Kanal dessen ordnungsgemafRen Zustand nach den allgemein anerkannten
Regeln der Technik, nachzuweisen.

Die Zuleitungskanale im Bereich der Grundsticksentwédsserungsanlagen unterliegen
ebenso wie die Anschlussleitungen und die offentlichen Sammelleitungen der
Uberwachung durch die Stadt gemaR § 37 Abs. 2 Satz 1 HWG. Diese
Uberwachungsaufgabe erfiillt die Stadt dadurch, dass sie zeitlich parallel zur Uberwachung
der Sammelleitungen und Anschlussleitungen eine Kamerabefahrung der Zuleitungskanéle
im Bereich der Grundsticksentwasserungsanlagen durchfihrt. Kdénnen bei einem
Grundstiick die Zuleitungskanale nicht in einem Durchgang mit der Kamera durchfahren
werden, weil entweder Beschadigungen des Kanals festgestellt werden oder aber sonstige
technische Hindernisse eine weitere Befahrung verhindern, ist es Aufgabe der
Grundstiickseigentimer, die Zuleitungskanale in einen ordnungsgemalien, den allgemein
anerkannten Regeln der Technik entsprechenden Zustand zu versetzen und dieses der
Stadt innerhalb einer von dieser zu setzenden Frist nachzuweisen. Aus dem Nachweis
muss die Art, die Dimension, die Lage und der Zustand der Zuleitungskanéle hervorgehen.

Betriebe oder Stellen, die mit der Zustandserfassung von Abwasserkanalen und —leitungen
beauftragt werden, missen vor Auftragsvergabe und wéahrend der Werkleistung die
erforderliche Fachkunde, Leistungsfahigkeit und Zuverlassigkeit nachweisen. Der Nachweis
gilt als erbracht, wenn der Betrieb oder die Stelle die Anforderungen der vom Deutschen
Institut fur Gutesicherung und Kennzeichnung e.V. (RAL) herausgegebenen Gitesicherung
Kanalbau RAL-GZ 961 oder gleichwertige Anforderungen erfullt. Die Anforderungen sind
erfullt, wenn der Betrieb oder die Stelle im Besitz des RAL-Gltezeichens fur den jeweiligen
Ausfuhrungsbereich oder die jeweilige Beurteilungsgruppe ist. Die Anforderungen sind
ebenfalls erfiullt, wenn der Betrieb oder die Stelle die Fachkunde, Leistungsfahigkeit und
Zuverlassigkeit unter Beachtung der Anforderungen der Gute- und Prufbestimmungen
RAL-GZ 961 nachweist.

Gegen den Ruckstau des Abwassers aus der Abwasseranlage hat sich jeder
Grundstickseigentiimer entsprechend der DIN 1986-100 selbst zu schiitzen.

8 6 Grundstucksklareinrichtungen
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Grundstucksklareinrichtungen muissen vom Grundstickseigentimer auf eigene Kosten
angelegt und betrieben werden, wenn in die Abwasseranlagen nur vorgeklartes Abwasser
eingeleitet werden darf oder wenn ein Grundstick, auf dem Abwasser anfallt, nicht an die
Abwasseranlagen angeschlossen ist.

Das Einleiten von Niederschlagswasser in Grundsttcksklareinrichtungen ist unzulassig.

Die Entnahme des Schlamms aus Kleinklaranlagen, soweit er aus h&auslichem Abwasser
stammt, sowie des Abwassers aus Sammelgruben besorgt die Stadt.

Grundstucksklareinrichtungen sind  stillzulegen, sobald die Abwasseranlagen die
Behandlung des Abwassers sicherstellen
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8 7 Allgemeine Einleitungsbedingungen

In die Abwasseranlagen darf kein Abwasser eingeleitet werden, welches

den Bauzustand und die Funktionsfahigkeit der Abwasseranlagen stort,

das Personal bei der Wartung und Unterhaltung der Anlagen geféahrdet,

die Abwasserbehandlung und die Klarschlammverwertung beeintrachtigt,

den Gewasserzustand nachhaltig beeinflusst,

sich sonst umweltschadigend auswirkt.

Es darf nur frisches oder in zulassiger Weise vorbehandeltes Abwasser eingeleitet werden.

Abfalle und Stoffe, welche die Kanalisation verstopfen, giftige, Ubelriechende oder explosive
Dampfe und Gase bilden sowie Bau- und Werkstoffe in starkerem Mal3 angreifen, durfen nicht in
die Abwasseranlagen eingebracht werden. Hierzu gehéren insbesondere:

Schutt; Asche; Glas; Sand; Mull; Treber; Hefe; Borsten; Lederreste; Fasern; Windeln;
Kunststoffe; Textilien und Ahnliches;

Kunstharz; Lacke; Latices; Bitumen und Teer sowie deren Emulsionen; flissige Abfalle, die
erharten; Zement; Mortel; Kalkhydrat;

Sturz- oder Stichblut; Jauche; Gulle; Mist; Silagesickersaft; Schlempe; Trub; Trester;
Krautwasser;

Benzin; Heizol; Schmierél; tierische und pflanzliche Ole und Fette;

Sauren und Laugen; chlorierte Kohlenwasserstoffe; Phosgen; Schwefelwasserstoff; Blausaure
und Stickstoffwasserstoffsaure sowie deren Salze; Karbide, welche Acetylen bilden;
ausgesprochen toxische Stoffe; der Inhalt von Chemietoiletten.

Das Einleiten von Kondensaten ist ausnahmsweise genehmigungsfahig, wenn der
Anschlussnehmer nachweist, dass das einzuleitende Kondensat. Den pH-Grenzwertbereich von
6,5 bis 10 einhalt. Bei Feuerungsanlagen mit Leistungen =200 kW muss stets eine
Neutralisation erfolgen.

Der Anschluss von Abfallzerkleinerungsanlagen, Nassentsorgungsanlagen, Dampfleitungen und
Dampfkesseln und das Einleiten von Kuhlwasser sind nicht gestattet.

Auf Grundstiicken, in deren Abwasser unzulassige Stoffe (z. B. Benzin, Ole, Fette, Starke)
enthalten sind, mussen vom Anschlussnehmer Anlagen zum Zurickhalten dieser Stoffe
eingebaut und ordnungsgemal betrieben werden. Das Einleiten dieses Abwassers ist nur dann
zulassig, wenn die erforderlichen Anlagen eingebaut sind und ihr ordnungsgemaller Betrieb
sichergestellt ist.

Die Bestimmungen dieser Satzung gelten entsprechend, wenn Abwassereinleitungen nicht von
angeschlossenen Grundstiucken auf Dauer, sondern kurzzeitig aus mobilen
Abwasseranfallstellen erfolgen.

Das Einleiten von Grundwasser ist grundsatzlich unzuldssig. Soweit Hausdranagen vor
Inkrafttreten dieser Satzung zulassigerweise an die Abwasseranlagen angeschlossen worden
sind, genielRen diese Anschlisse Bestandsschutz bis zu dem Zeitpunkt, in dem eine
anderweitige Entsorgung des Grundwassers billigerweise verlangt werden kann

8 8 Besondere Einleitungsbedingungen fur nicht hausliches Abwasser

(@D Far das Einleiten von Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrieben oder
vergleichbaren Einrichtungen (z.B. Krankenhausern) gelten - soweit nicht durch



wasserrechtliche Vorschriften die Einleitungsbefugnis weitergehend eingeschrankt ist - folgende
Einleitungsgrenzwerte in der nicht abgesetzten Stichprobe:

Dimension | Grenzwert
1. Physikalische Parameter
1.1 | Temperatur °C 35
1.2 | pH-Wert - 6,5—-10
2. Organische Stoffe und
Losungsmittel
2.1 |Organische L6ésungsmittel mg/I 10
(BTEX),
bestimmt als Summe von
Benzol und dessen
Derivaten (Benzol,
Ethylbenzol, Toluol,
isomere Xylole mittels
Gaschromatografie
2.2 |Halogenierte mg cl/I 1
Kohlenwasserstoffe
(LHKW),
berechnet als organisch
gebundenes Chlor (die
Einzelergebnisse werden in
Chlorid umgerechnet und
dann addiert)! mittels
Gaschromatographie
2.3 | Adsorbierbare organische mg/I| 1
Halogenverbindungen,
angegeben als Chlorid
(AOX)
2.4 | Phenolindex mg/I 20
2.5 | Kohlenwasserstoffe H 53 mg/I| 20
(Mineraldl und
Mineralélprodukte)
2.6 |Extrahierbare mg/I| 250
schwerflichtige lipophile
Stoffe H 17
(z. B. organische Fette)
3. Anorganische Stoffe
(geldst)
3.1 | Ammonium, mg N/I 100
berechnet als Stickstoff
3.2 | Nitrit, mg N/I 5
berechnet als Stickstoff
3.3 | Cyanid, mg/I| 0,2
leicht freisetzbar
3.4 | Sulfat mg/| 400
4. Anorganische Stoffe
(gesamt)®
4.1 | Arsen mg/I 0,1
4.2 |Blei mg/I 0,5
4.3 | Cadmium mg/| 0,1
4.4 | Chrom mg/I 0,5
4.5 | Chrom-VI mg/| 0,1
4.6 | Kupfer mg/I 0,5
4.7 | Nickel mg/I 0,5
4.8 | Quecksilber mg/| 0,05
4.9 |Silber mg/I 0,1
4.10] Zink mg/I 2




|4.11 | Zinn | mg/I |2

1 Einzelverbindungen: Trichlorethan, Tetrachlorethen, 1.1.1.-Trichlorethan, Dichlormethan

2 Hochchloridverfahren

% Anstelle der aufgefiihrten AAS-DIN-Verfahren ist fiir die Element-Bestimmung auch der Einsatz des ICP-Verfahrens
DIN EN ISO 11885 zuléssig.
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Die Temperatur wird in Grad Celsius nach der DIN 38404-4 gemessen, der pH-Wert nach
der DIN EN ISO 10523. Die DIN 38404-4 und die DIN EN ISO 10523 sind bei der Stadt
archivmaRig gesichert niedergelegt.

Im Ubrigen richten sich die zur Ermittlung der physikalischen und chemischen
Beschaffenheit des Abwassers notwendigen Untersuchungen nach den einschléagigen
Verfahren der Abwasserverordnung in der jeweils gelten Fassung. Die zusatzlichen
analytischen Festlegungen, Hinweise und Erlauterungen der Anlage ,Analysen- und
Messverfahren* der Abwasserverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.
Juni 2004 (BGBI. I S. 1108, 2625), die zuletzt durch Artikel 20 des Gesetzes vom 31. Juli
2009 (BGBI. I S. 2585) geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung sind zu
beachten. Im Ubrigen sind die notwendigen Untersuchungen nach den Deutschen
Einheitsverfahren zur Wasser-, Abwasser- und Schlammuntersuchung in der jeweils
geltenden Fassung oder den entsprechenden DIN-Normen des Fachnormenausschusses
Wasserwesen im Deutschen Institut fur Normung e.V., Berlin, auszufuhren.

Werden von der obersten Wasserbehtérde Anforderungsregelungen zur Behandlung
und/oder Zuriuckhaltung bestimmter Abwasserinhaltsstoffe amtlich eingefuhrt, sind diese
zu beachten. Die davon betroffenen Einleitungsgrenzwerte gelten als eingehalten, wenn
der Anschlussnehmer zweifelsfrei nachweist, dass die gestellten Anforderungen vollstandig
erfullt werden.

Im Bedarfsfall kbnnen

a) fur nicht im ersten Absatz genannte Stoffe Grenzwerte festgesetzt werden,

b) hohere Grenzwerte unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs zugelassen
werden, wenn die schéadlichen Stoffe und Eigenschaften des Abwassers innerhalb
dieser Grenzen fur die Abwasseranlagen, die darin beschaftigten Personen und die
Abwasserbehandlungsanlage vertretbar sind,

c) geringere Grenzwerte oder Frachtbegrenzungen festgesetzt werden, um insbesondere
eine
- Gefahrdung der Abwasseranlagen oder des darin beschéaftigten Personals,
- Beeintrachtigung der Benutzbarkeit der Anlagen
- Erschwerung der Abwasserbehandlung oder Klarschlammverwertung

zu vermeiden.

Das zielgerichtete Verdinnen des Abwassers zum Erreichen der Einleitungsgrenzwerte ist
unzulassig.
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Fur das Einleiten von Abwasser, das radioaktive Stoffe enthalten kann, gelten die
Grundsatze und Vorschriften der Strahlenschutzverordnung in der jeweils geltenden
Fassung.

Fallen auf einem Grundstick betriebsbedingt erhdhte Abwassermengen stoRweise an und
fuhrt dies zu vermeidbaren Belastungen bei der Abwasserbehandlung, kann die Stadt die
Pufferung des Abwassers auf dem angeschlossenen Grundstick und sein gleichmaRiges
Einleiten in die Abwasseranlagen verlangen.

Die Stadt kann dem Anschlussnehmer das Fuhren eines Betriebstagebuchs aufgeben, in
dem alle die Abwassersituation auf dem angeschlossenen Grundstiick betreffenden Daten
festzuhalten sind.

Abwasser, das nach den vorstehenden Bedingungen nicht eingeleitet werden darf, ist
aufzufangen und in gesetzlich zugelassener Art und Weise zu entsorgen.

§ 9 Uberwachung der Einleitungen

Die Stadt Uberwacht die Einleitungen nicht hauslichen Abwassers entsprechend den
Bestimmungen der aufgrund des 8 40 Abs. 2 Nr. 3 HWG erlassenen Rechtsverordnung in
der jeweils geltenden Fassung. Das Uberwachen erfolgt auf Kosten des jeweiligen
Abwassereinleiters. Mit dem Uberwachen kann die Stadt eine staatlich anerkannte
Untersuchungsstelle betrauen.

Das Uberwachen der Einleitungen nicht hauslichen Abwassers durch die Stadt erfolgt
unabhéngig von einer im Einzelfall von der Wasserbehdrde verlangten Eigenuberwachung
bestimmter Einleiter.

Das Uberwachen orientiert sich an den in § 8 Abs. 1 festgelegten Einleitungsgrenzwerten,
an den in Einleitungserlaubnissen gemall 8§ 58 WHG festgesetzten Werten und an den
Vorgaben wasserrechtlicher Genehmigungen gemall 8§ 60 WHG. Im Regelfall wird die
Uberwachung mindestens einmal jahrlich durchgefiihrt.

Das Messprogramm des Abs. 3 kann von der Stadt jederzeit erweitert werden, wenn sich
aus dem Ergebnis des bisherigen Uberwachens Veranlassung hierzu ergibt. Festgestellte
Uberschreitungen einzuhaltender Grenzwerte haben grundsatzlich eine Intensivierung der
Uberwachung zur Folge.

Der Anschlussnehmer kann von der Stadt zusatzliche Untersuchungen des Abwassers
verlangen, nicht jedoch deren Zeitpunkt bestimmen. Hierbei hat er das Recht, diese auf
einzelne Grenzwerte oder den chemischen Sauerstoffbedarf zu beschréanken.

Die Aufwendungen der Stadt fir das Uberwachen sind vom Anschlussnehmer in der
tatsachlich entstandenen Hohe zu erstatten. Dieser Anspruch entsteht mit der Vorlage des
Uberwachungsergebnisses und ist einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheids fallig. Die
Durchfuhrung zusatzlicher Untersuchungen sowie die Bestimmung des chemischen
Sauerstoffbedarfs kann die Stadt von der Vorauszahlung der dafiur zu leistenden Kosten
abhangig machen.
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Die Stadt kann in begriindeten Fallen verlangen, dass der Abwassereinleiter an einer von
der Stadt zu bestimmenden Stelle ein automatisches Gerat zur Probeentnahme auf seine
Kosten einzurichten und dauernd — auch in Zeiten der Betriebsruhe — zu betreiben hat. Die
Stadt kann die technischen Anforderungen festlegen, die das Gerat zur automatischen
Probeentnahme zu erfullen hat.

Die Stadt kann die Einrichtung und den dauernden Betrieb von selbstaufzeichnenden
Messgeraten (z. B. fur die Messung von pH-Wert, Temperatur, CSB, Abwassermenge etc.)
auf Kosten des Abwassereinleiters verlangen.

Die Stadt kann ferner bestimmen, dass der Zugang zu dem automatischen
Probeentnahmegerat oder den selbstaufzeichnenden Messgeraten Bediensteten oder
Beauftragten der Stadt jederzeit — auch in Zeiten der Betriebsruhe — zu ermdglichen ist.

Einleiter nicht h&uslichen Abwassers sind verpflichtet, auf ihre Kosten Reinigungs- bzw.
Kontrollschachte einzurichten. Falls dies nicht mdglich ist, sind an anderer geeigneter
Stelle jederzeit leicht zugéngliche Vorrichtungen zur Entnahme von Abwasserproben auf
eigene Kosten einzurichten. Anzahl und Lage werden von der Stadt bzw. deren
Beauftragten festgelegt.

111 - Abgaben und Kostenerstattung

8 10 Abwasserbeitrag

Die Stadt erhebt zur Deckung des Aufwands fur die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung
und Erneuerung der Abwasseranlagen Beitrage, die nach der Veranlagungsflache
bemessen werden. Die Veranlagungsflache ergibt sich durch Vervielfachen der
Grundstucksflache (8 11) mit dem Nutzungsfaktor (88 12 bis 15).

Der Beitrag betragt

fur das Verschaffen einer erstmaligen Anschlussmoglichkeit (Schaffensbeitrag) an eine
Sammelleitung 15,50 EUR/m=2 Veranlagungsflache.

Besteht nur die Mdglichkeit, Niederschlagswasser abzunehmen, wird ein Drittel, bei
alleiniger Abnahmemadglichkeit des Schmutzwassers werden zwei Drittel der nach
nachfolgenden Vorschriften (88 12 — 16) ermittelten Berechnungsflachen zugrunde gelegt.

§ 11 Grundstucksflache
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Als Grundstucksflache im Sinne von 8 10 Abs. 1 gilt bei Grundstucken im Bereich
eines Bebauungsplans grundsatzlich die Flache des Grundbuchgrundstiicks; fur
aulBerhalb des Bebauungsplanbereichs liegende Grundsticksteile gelten die
nachfolgenden Vorschriften in Abs. 2 und 3 entsprechend.

Wenn ein Bebauungsplan nicht besteht, gilt

a) bei Grundsticken im Innenbereich grundsatzlich die Flache des
Grundbuchgrund-sticks,



b) bei Grundsticken im Innenbereich, die in den Aul3enbereich hineinragen, die
Flache bis zu einer Tiefe von 50 m, ausgehend von derjenigen
Grundstucksseite, die — aus der Sicht des Innenbereichs — dem Aul3enbereich
zugewandt ist (regelméafig die gemeinsame Grenze des Grundstucks und der
ErschlieRungsanlage, in welcher die Abwassersammelleitung verlegt ist).

Uberschreitet die bauliche, gewerbliche oder sonstige
(abwasserbeitragsrechtlich relevante) Nutzung des Grundsticks die in Satz 1
bestimmte Tiefe, ist zusatzlich die Ubergreifende Nutzung zu bertcksichtigen,
sofern diese Flache dem Innenbereich angehdrt. Dies gilt auch dann, wenn die
Bebauung, gewerbliche oder sonstige Nutzung, erst bei oder hinter der
Begrenzung von 50 m beginnt.

Grundstucksteile, die sich lediglich als wegemaéalige Verbindung zum
eigentlichen Grundstiuck darstellen, bleiben bei der Bestimmung der
Grundstuckstiefe unbericksichtigt, wenn sie an der breitesten Stelle 15,0 m
nicht tberschreiten.

Bei in den AufRRenbereich hinausgehender baulicher, gewerblicher oder
sonstiger (abwasserbeitragsrechtlich relevanter) Nutzung des Grundstucks
ist die Tiefe der Ubergreifenden Nutzung dergestalt zu berilcksichtigen, dass
die bebaute oder gewerblich (aufgrund einer Baugenehmigung bebaubare
oder gewerblich nutzbare) oder sonstiger (abwasserbeitragsrechtlich
relevanter) Weise genutzte Flache einschlie3lich einer Umgriffsflache in einer
Tiefe von 5 m — vom jeweils &uBeren Rand der baulichen oder gewerblichen
Nutzung/Nutzbarkeit gemessen — in Ansatz gebracht wird.

(3) Bei Grundsticken im Aulenbereich gilt die bebaute oder gewerblich
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genutzte/aufgrund einer Baugenehmigung bebaubare oder gewerblich nutzbare
Flache einschliel3lich einer Umgriffsflache in einer Tiefe von 5 m — vom jeweils
aul3eren Rand der baulichen oder gewerblichen Nutzung/Nutzbarkeit gemessen -
zuzuglich 1/10 der danach verbleibenden Restflache des Grundstucks.

8 12 Nutzungsfaktor in beplanten Gebieten

Der Nutzungsfaktor in beplanten Gebieten bestimmt sich nach der Zahl der im
Bebauungsplan festgesetzten Vollgeschosse. Hat ein neuer Bebauungsplan den
Verfahrensstand des § 33 Abs. 1 Nr. 1 BauGB erreicht, ist dieser maRgebend. Werden die
Festsetzungen des Bebauungsplans Uberschritten, ist die genehmigte oder vorhandene
Zahl der Vollgeschosse, Gebaudehdhe oder Baumassenzahl zugrunde zu legen.

Der Nutzungsfaktor betragt:

a) bei eingeschossiger Bebaubarkeit 1,0
b) bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25
c) Dbei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,5
d) bei viergeschossiger Bebaubarkeit 1,75

e) bei jedem weiteren Vollgeschoss
erhoht sich der Nutzungsfaktor um 0,25.
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Ist nur die zuldssige Gebaudehthe (Traufhthe) festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse
die héchst zulassige H6he geteilt durch 2,2, wobei Bruchzahlen kaufméannisch auf- oder
abgerundet werden. In Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten i. S. v. § 11 BauNVO
erfolgt die Teilung in Abweichung zu Satz 1 durch 3,5.

Ist weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Gebaudehéhe, sondern nur eine
Baumassenzahl festgesetzt, ist sie durch 3,5 zu teilen, wobei Bruchzahlen kaufméannisch
auf volle Zahlen auf- oder abgerundet werden.

Bei Grundstiucken, fur die der Bebauungsplan

a) Gemeinbedarfsflachen ohne Festsetzung der Anzahl der Vollgeschosse oder anderer
Werte, anhand derer die Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 2 und 3 festgestellt werden
kénnte, vorsieht, gilt 1,25,

b) nur gewerbliche Nutzung ohne Bebauung festsetzt oder bei denen die zulassige
Bebauung im Verhéltnis zu dieser Nutzung untergeordnete Bedeutung hat, gilt 1,0,

c¢) nur Friedhofe, Freibader, Sportplatze sowie sonstige Anlagen, die nach ihrer
Zweckbestimmung im Wesentlichen nur in einer Ebene genutzt werden kdnnen,
gestattet, gilt fir die bebaubaren Teile dieser Grundstiicke 1,0, fur die Restflache 0,1,

d) nur Garagen oder Stellplatze zulasst, gilt 0,5,
e) landwirtschaftliche Nutzung festsetzt, gilt 0,1,
f) Dauerkleingarten festsetzt, gilt 0,5,

g) Kirchengebdude oder ahnliche Gebaude mit religioser Zweckbestimmung festsetzt, gilt
1,25

als Nutzungsfaktor.

Sind fur ein Grundstiuck unterschiedliche Vollgeschosszahlen, Gebaudehthen oder
Baumassenzahlen festgesetzt, ist der Nutzungsfaktor unter Beachtung dieser
unterschiedlichen Werte zu ermittein.

Enthalt der Bebauungsplan keine Festsetzungen Uber die Anzahl der Vollgeschosse oder
der Gebaudehthe oder der Baumassenzahlen, anhand derer sich der Nutzungsfaktor
ermitteln lasst, gelten die Vorschriften fur den unbeplanten Innenbereich nach § 14
entsprechend.

8§ 13 Nutzungsfaktor bei Bestehen einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB

Enthalt eine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB Festsetzungen nach § 9 Abs. 1, 3 und 4 BauGB,
gelten die Regelungen des § 12 fur die Ermittlung des Nutzungsfaktors entsprechend;
ansonsten sind die Vorschriften des § 14 anzuwenden.
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8 14 Nutzungsfaktor im unbeplanten Innenbereich

Im unbeplanten Innenbereich wird zur Bestimmung des Nutzungsfaktors auf die
Hochstzahl der tatsachlich vorhandenen Vollgeschosse abgestellt.
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Sind Grundsticke unbebaut, wird auf die Hochstzahl der in ihrer unmittelbaren Umgebung
vorhandenen Vollgeschosse abgestellt.

Ist im Bauwerk kein Vollgeschoss vorhanden, gilt als Zahl der Vollgeschosse die
tatsachliche Gebaudehdhe, geteilt durch 3,5, fur insgesamt gewerblich oder industriell
genutzte Grundstiicke; durch 2,2 fur alle in anderer Weise baulich genutzte Grundstiicke.
Bruchzahlen werden hierbei kaufmannisch auf volle Zahlen auf- oder abgerundet.

Die in § 13 Abs. 1 festgesetzten Nutzungsfaktoren je Vollgeschoss gelten entsprechend.
Bei Grundstucken, die

a) als Gemeinbedarfsflachen unbebaut oder im Verhéltnis zu ihrer GroéRe untergeordnet
bebaut sind (z. B. Festplatz u. A.), gilt 0,5,

b) nur gewerblich ohne Bebauung oder mit einer im Verhaltnis zur gewerblichen Nutzung
untergeordneten Bebauung genutzt werden durfen, gilt 1,0,

c¢) nur Friedhofe, Freibader, Sportplatze sowie sonstige Anlagen, die nach ihrer
Zweckbestimmung im Wesentlichen nur in einer Ebene genutzt werden konnen, gilt fur
die bebauten Teile dieser Grundstiicke 1,0, fur die Restflache 0,1,

d) wegen ihrer Grofe nur mit Garagen bebaut, als Stellplatz oder in &hnlicher Weise
genutzt werden kénnen, gilt 0,5,

e) mit Kirchengeb&uden oder &hnlichen Gebauden mit religioser Zweckbestimmung
bebaut sind, gilt 1,25 als Nutzungsfaktor.

8 15 Nutzungsfaktor in Sonderfallen

Bei géanzlich unbebauten — aber dennoch angeschlossenen - Aullenbereichsgrundstiicken
gilt als Nutzungsfaktor 0,5 (bezogen auf die gemaR 8 11 Abs. 3 ermittelte
Grundstucksflache).

Bei bebauten Auflenbereichsgrundsticken bestimmt sich der Nutzungsfaktor (bezogen auf
die gemaR 8 11 Abs. 3 ermittelte bebaute Flache) nach den Regelungen des § 14 Abs. 1
bis 3.

Geht ein Grundstiuck vom Innenbereich in den AulRenbereich Uber, so gelten die

Nutzungsfaktoren der 88 12 bis 14 fur das Teilgrundstick im Innenbereich jeweils
entsprechend. Fir das Teilgrundstiick im Auf3enbereich gelten die vorstehenden Absatze 1 und
2 entsprechend (bezogen auf die gemalR § 11 Abs. 2 b Satz 5 ermittelte Grundstucksflache).

8 16 Gegenstand der Beitragspflicht

Der Beitragspflicht unterliegen die an die Abwasseranlagen angeschlossenen Grundsticke; die
anschlieBbaren, wenn sie bebaut sind bzw. gewerblich genutzt werden oder baulich, gewerblich
oder in abwasserbeitragsrechtlich relevanter Weise genutzt werden durfen.

8 17 Entstehen der Beitragspflicht
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Wird ein Beitrag fir das Verschaffen der erstmaligen Anschlussmdglichkeit erhoben, so
entsteht die Beitragspflicht, sobald das Grundstiick an die Einrichtung angeschlossen
werden kann.

Im Ubrigen entsteht die Beitragspflicht mit der Fertigstellung der beitragsfahigen

Erneuerungs-/Erweiterungsmafnahme. Im Fall einer TeilmalBnhahme entsteht die
Beitragspflicht mit der Fertigstellung des Teils.

8§ 18 Ablésung des Abwasserbeitrags

Vor Entstehen der Beitragspflicht kann der Beitrag abgeldst werden. Der Ablésungsbetrag
bestimmt sich nach der Hohe des voraussichtlichen Beitrags. Ein Rechtsanspruch auf Abldsung
besteht nicht.
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8 19 Beitragspflichtige, 6ffentliche Last
Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheids Eigentiimer
des Grundsticks ist. Wenn das Grundstick mit einem Erbbaurecht belastet ist, ist anstelle

des Eigentumers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig.

Bei Wohnungs- oder Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentiimer
entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig.

Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner.

Der Beitrag ruht als 6ffentliche Last auf dem Grundstick, im Falle des Abs. 1 Satz 2 auf
dem Erbbaurecht. bzw. bei Bestehen eines Wohnungs- und Teileigentums auf diesem.

8 20 Vorausleistungen

Die Stadt kann unabhangig vom Baufortschritt und von der Absehbarkeit der
Fertigstellung Vorausleistungen bis zur Hohe des voraussichtlichen Beitrags ab Beginn
der Mallhahme verlangen.

Die Vorausleistung ist auf die endguiltige Beitragsschuld anzurechnen, auch wenn die

oder der Vorausleistende nicht endgiltig beitragspflichtig ist. Dies gilt auch, wenn eine
Uberschussige Vorausleistung zu erstatten ist.

§ 21 Falligkeit

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheids fallig.
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8§ 22 Grundstiucksanschlusskosten

Der Aufwand fur die Herstellung, Erneuerung, Veranderung, Unterhaltung oder Beseitigung
der Anschlussleitungen ist der Stadt in der tatsachlich entstandenen Hohe zu erstatten.
Der Erstattungsanspruch entsteht mit der Fertigstellung der erstattungspflichtigen
MalRnahme; er wird einen Monat nach Zustellung des Bescheids fallig.



(2) Erstattungspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Bescheids Eigentumer des
Grundsticks ist. Ist das Grundstick mit einem Erbbaurecht belastet, ist anstelle des
Eigentimers der Erbbauberechtigte erstattungspflichtig. Bei Wohnungs- und Teileigentum
sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentimer entsprechend ihrem Miteigentumsanteil
erstattungspflichtig. Mehrere Erstattungspflichtige haften als Gesamtschuldner.

(3) Der Erstattungsanspruch ruht als offentliche Last auf dem Grundstiick, bei Bestehen eines
solchen auf dem Erbbaurecht bzw. dem Wohnungs- und Teileigentum.

(4) Die Durchfuhrung der MaBnhahme nach Abs. 1 kann von der Entrichtung einer
angemessenen Vorausleistung abhangig gemacht werden.

8§ 23 Benutzungsgebihren

(1) Die Stadt erhebt zur Deckung der Kosten im Sinne des 8 10 Abs. 2 KAG Gebuhren fur das
Einleiten und Behandeln von

a) Niederschlagswasser,
b) Schmutzwasser.

(2) Die Abwasserabgabe fur eigene Einleitungen der Gemeinde, die Abwasserabgabe, die von
anderen Korperschaften des 6ffentlichen Rechts auf die Gemeinde umgelegt wird sowie der
Aufwand fir die Eigenkontrolle und die Uberwachung der Zuleitungskanéle entsprechend.
den Bestimmungen der Abwassereigenkontrollverordnung vom 23. 07. 2010 (EKVO),
(GVBI. | 257) werden uber die Abwassergebihren fur das Einleiten von Schmutzwasser
abgewalzt.

8§ 24 Gebuhr fur die Untersuchung gewerblicher, industrieller und sonstiger nicht
h&auslicher Abwéasser

Fur jede Kontrolle von Abwassereinleitern - hierzu gehodren die Betriebsuiberwachung, die
Probeentnahme und die Laboranalysen - erhebt die Stadt Gebuhren, die sich aus dem dieser
Satzung als Bestandteil beigefigten Gebuhrentarif (Anlage) ergeben. Fir mehrere besondere
Leistungen nach diesem Gebuhrentarif werden die darin vorgesehenen Geblhren
nebeneinander erhoben, auch wenn diese Leistungen im zeitlichen oder sachlichen
Zusammenhang stehen.

8 25 Gebuhrenmal3stabe und -satze fur Niederschlagswasser

(1) Gebuhrenmalstab fur das Einleiten von Niederschlagswasser ist die bebaute und kunstlich
befestigte Grundstucksflache, von der das Niederschlagswasser in die Abwasseranlagen
eingeleitet wird oder abfliel3t; pro Quadratmeter wird eine Gebihr von 0,65 EUR jahrlich
erhoben.

(2) Die bebaute und kunstlich befestigte Grundstiicksflache wird unter Berucksichtigung des
Grades der Wasserdurchlassigkeit fur die einzelnen Versiegelungsarten nach folgenden
Faktoren festgesetzt:
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1. Dachflachen

1.1 Flachdacher, geneigte Dacher 1,0
1.2 Kiesdacher 0,5
1.3 Griundacher
a) mit einer Aufbaudicke bis 10 cm 0,5
b) mit einer Aufbaudicke ab 10 cm 0,3

2. Befestigte Grundstiucksflachen
2.1 Beton-, Schwarzdecken (Asphalt, Teer o. A.),
Pflaster mit Fugenverguss, sonstige wasserundurchlassige
Flachen mit Fugendichtung 1,0
2.2 Pflaster (z. B. auch Rasen- oder Splittfugenpflaster),
Platten - jeweils ohne Fugenverguss

a) bis zu einer Fugenbreite von 15 mm 0,7
b) mit einer groReren Fugenbreite als 15 mm 0,6
2.3 Wassergebundene Decken (aus Kies, Splitt, Schlacke 0. A.) 0,5
2.4 Porenpflaster oder ahnlich wasserdurchlassiges Pflaster 0,4
2.5 Rasengittersteine 0,2

Bei der Ermittlung bebauter und kunstlich befestigter Grundstucksflachen bleiben solche
Flachen ganz oder teilweise auller Ansatz, von denen dort anfallendes
Niederschlagswasser in Zisternen oder &ahnlichen Vorrichtungen (Behaltnissen) zum
Auffangen von Niederschlagswasser mit einem Fassungsvermogen von mindestens 0,2 m3
gesammelt und auf dem Grundstick - insbesondere zur Gartenbewésserung und als
Brauchwasser (zur Toilettenspilung, zum Betreiben von Waschmaschinen etc.) -
verwendet wird, und zwar bei den vorstehend genannten Vorrichtungen

a) ohne direkten oder mittelbaren Anschluss an die Abwasseranlagen, die hiertber
entwésserte Flache in vollem Umfang,

b) mit einem Anschluss an die Abwasseranlage ohne Verwendung des
Niederschlagswassers (z. B. Versickerungsgrube) diejenige Flache, die sich durch
Division des Inhalts der Versickerungseinrichtung (Kubikmeter) durch 0,05 ergibt,

c) mit einem Anschluss an die Abwasseranlagen bei Verwendung des Niederschlags-
wassers

- als Brauchwasser, diejenige Flache, die sich durch Division des Zisterneninhalts (in
Kubikmetern) durch 0,05 ergibt; wird zusatzlich Niederschlagswasser zur
Gartenbewéasserung benutzt, erhéht sich die so ermittelte Flache um 10 %o,

- zur alleinigen Gartenbewasserung, diejenige Flache, die sich aus der Division des
Zisterneninhalts (in Kubikmetern) durch 0,10 ergibt.

Ist die gebUhrenpflichtige Flache, von der Niederschlagswasser in Zisternen oder dhnliche
Vorrichtungen gesammelt wird, geringer als die aufgrund des Zisternenvolumens
errechnete, auBler Ansatz zu lassende Flache, so bleibt nur diejenige Flache
unbericksichtigt, von der Niederschlagswasser in die zuvor genannten Vorrichtungen
eingeleitet wird.
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Andert sich die gebiihrenpflichtige Flache, so ist dies bei der Festsetzung der Gebiihren ab
dem Monat zu beriicksichtigen, der der Mitteilung der Anderung folgt.

8 26 Mitwirkungspflichten der Grundstuckseigentimer

Die Stadt kann von den Grundstickseigentimern eine Aufstellung der bebauten und
kinstlich befestigten Flachen verlangen, die an die Abwasseranlagen angeschlossen sind
bzw. von denen Niederschlagswasser der Abwasseranlagen zuflief3t.

Bei Verwendung von Zisternen oder ahnlichen Vorrichtungen fir das Sammeln von
Niederschlagswasser sind die Grundstickseigentumer verpflichtet, genaue Angaben zu
deren Anschluss und Volumen zu machen und anzugeben, welcher Verwendung das
gesammelte Niederschlagswasser zugefuhrt wird. Die Verwendung von
Niederschlagswasser als Brauchwasser muss der Stadt schriftlich angezeigt werden; die
Brauchwassermenge muss durch einen privaten, fest installierten und geeichten
Wasserzéhler gemessen werden.

Die Grundstiickseigentiimer sind verpflichtet, der Stadt jede Anderung der bebauten und

klnstlich befestigten Grundstucksflachen, von denen Niederschlagswasser der Abwasseranlagen
zugefuhrt wird bzw. zu ihr abflie3t, unverziuglich bekannt zu geben. Gleiches gilt fur die
Anderung von Zisternen oder dhnlichen Vorrichtungen zum Sammeln von Niederschlagswasser.
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8 27 Gebuhrenmafl3stabe und -satze fur Schmutzwasser

GebuhrenmalB3stab  fur das  Einleiten h&uslichen Schmutzwassers  ist  der
Frischwasserverbrauch auf dem angeschlossenen Grundstick.

Die Gebuhr betragt pro m3 Frischwasserverbrauch 1,87 EUR.

Gebuhrenmalistab fur das Einleiten nicht héauslichen Schmutzwassers ist der
Frischwasserverbrauch auf dem angeschlossenen Grundstuck unter Berlcksichtigung des
Verschmutzungsgrades. Der Verschmutzungsgrad wird grundsatzlich durch Stichproben —
bei vorhandenen Teilstromen in diesen — ermittelt und als chemischer Sauerstoffbedarf
aus der nicht abgesetzten, homogenisierten Probe (CSB) nach DIN 38409-H41 (Ausgabe
Dezember 1980) dargestellt. Wird ein erhoéhter Verschmutzungsgrad gemessen, ist das
Messergebnis dem Abwassereinleiter innerhalb von zwei Wochen nach Eingang bei der
Gemeinde bekanntzugeben.

Die Gebuhr betragt pro m3 Frischwasserverbrauch 1,87 EUR bei einem CSB bis 800 mg/l;
bei einem hdéheren CSB wird die Gebuhr vervielfacht mit dem Ergebnis der Formel

05 x festgestellter CSB . o5,
800

Wird ein erhoéhter Verschmutzungsgrad nur im Abwasser eines Teilstroms der
Grundsticksentwasserungsanlage festgestellt, wird die erhéhte Gebihr nur fir die in
diesen Teilstrom geleitete Frischwassermenge, die durch private Wasserzahler zu messen
ist, berechnet. Liegen innerhalb eines Kalenderjahres mehrere Feststellungen des
Verschmutzungsgrads vor, kann die Stadt der Gebihrenfestsetzung den rechnerischen
Durchschnittswert zugrunde legen.

8 28 Ermittlung des gebuhrenpflichtigen Frischwasserverbrauchs

Als gebuhrenpflichtiger Frischwasserverbrauch gelten alle Wassermengen, die

a) aus offentlichen Wasserversorgungsanlagen,

b) zur Verwendung als Brauchwasser aus anderen Anlagen und Gewassern

entnommen werden.

Werden gebuhrenpflichtige Wassermengen nicht als Abwasser den Abwasseranlagen
zugefuhrt, bleiben sie auf Antrag des Gebuhrenpflichtigen — auf dessen Nachweis — bei der
Bemessung der AbwassergebiUhren unberucksichtigt.

Dieser Nachweis ist durch das Messergebnis eines privaten Wasserzahlers zu fuhren,
ansonsten — wenn eine Messung nicht moéglich ist — durch nachpriufbare Unterlagen (z. B.
Sachverstandigengutachten), die eine zuverlassige Schatzung der Wassermenge
ermaoglichen.
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Antrage auf Absetzung nicht zugefuhrter Wassermengen sind spatestens innerhalb eines
Monats nach Bekanntgabe des Geblhrenbescheids zu stellen.

Anstelle der Ermittlung des gebuhrenpflichtigen Frischwasserverbrauchs kann die Stadt auf
Antrag des Gebuhrenpflichtigen die Messung der Wassermenge durch einen privaten
Abwasserzahler zulassen. Die Gebuhr bestimmt sich dann nach der gemessenen
Wassermenge.

Private Wasser- und Abwasserzahler mussen geeicht sei; sie werden von der Stadt, die
auch die Einbaustelle festlegt, verplombt. Bestehen Zweifel an der Richtigkeit des
Messergebnisses, sind die Messeinrichtungen durch eine staatlich anerkannte Prufstelle
oder die Eichbehorde zu uberpriifen. Die Kosten der Uberprifung tragt derjenige, zu
dessen Ungunsten die Uberpriifung ausfallt. Alle Aufwendungen fiir Anschaffung, Ein- und
Ausbau, Unterhaltung, Eichung etc. hat der GebuUhrenpflichtige zu tragen.

Bei unerlaubtem Einleiten wird die Wassermenge von der Stadt geschatzt.
8 29 Verwaltungsgebuhr

Fir Jjedes Ablesen eines privaten Wasser- oder Abwasserzahlers ist eine
Verwaltungsgebiuhr von 5,00 EUR zu zahlen.

Fur jede gewiinschte Zwischenablesung einer stadtischen oder privaten Messeinrichtung
hat der Antragsteller eine Verwaltungsgebiihr von 25,00 EUR zu zahlen; fur den zweiten
und jeden weiteren Zahler ermafigt sich die Verwaltungsgebuhr auf jeweils 5,00 EUR.

8 30 Entstehen und Falligkeit der Gebuhren; 6ffentliche Last

Die Gebuhr fur das Einleiten und Behandeln von Niederschlags- und Schmutzwasser
(laufende Benutzungsgebuhr) entsteht jéhrlich; sie ist einen Monat nach Bekanntgabe des
Gebuhrenbescheids fallig.

Die Gebuhr fur das Abholen und Behandeln von Schlamm aus Kleinklaranlagen und
Abwasser aus Gruben entsteht mit dem Abholen, die Verwaltungsgebihr entsteht mit der
jeweiligen Amtshandlung; sie sind einen Monat nach Bekanntgabe des Geblhrenbescheids
fallig.

Die grundsticksbezogenen Benutzungsgebihren nach § 24, 25, 27, 29 ruhen als
offentliche Last auf dem Grundstick, bei Bestehen eines Erbbaurechtes auf dem

Erbbaurecht bzw. bei Bestehen eines Wohnungs- oder Teileigentume auf diesem.

8 31 Vorauszahlungen

Die Stadt kann vierteljdhrlich Vorauszahlungen auf die Benutzungsgebuhr verlangen; diese
orientieren sich grundsétzlich an der Gebuhrenhdhe des vorangegangenen
Abrechnungszeitraums.



8 32 Gebuhrenpflichtige

(1) Gebuhrenpflichtig ist, wer im Abrechnungszeitraum Eigentimer des Grundstiicks ist. Der
Erbbauberechtigte ist anstelle des Grundstiuckseigentiumers gebuhrenpflichtig. Mehrere
Gebuhrenpflichtige haften als Gesamtschuldner.

(2) Tritt im Abrechnungszeitraum ein Wechsel im Eigentum oder Erbbaurecht ein, so wird der
neue Eigentumer oder Erbbauberechtigte gebihrenpflichtig mit Beginn des Monats,
welcher dem Eigentumsiubergang folgt.

8§ 33 Abwalzung der Kleineinleiterabgabe

(1) Die von der Stadt an das Land zu entrichtende Abwasserabgabe fur Kleineinleitungen im
Sinne der 88 8, 9 Abs. 2 AbwAG und des 8§ 8 HessAbwAG wird auf die Eigentumer der
Grundsticke abgewalzt, von denen Schmutzwasser direkt in ein Gewd&sser oder in den
Untergrund eingeleitet wird, ohne dass das gesamte Schmutzwasser des jeweiligen
Grundstiicks in einer Abwasserbehandlungsanlage behandelt wird, die mindestens den
allgemein anerkannten Regeln der Technik entspricht.

(2) 8 30 Abs. 1 gilt entsprechend.

1V - Allgemeine Mitteilungspflichten, Zutrittsrecht,
Betriebsstorungen und Ordnungswidrigkeiten

8 34 Allgemeine Mitteilungspflichten

(1) Anderungen im Grundsttickseigentum bzw. Erbbaurecht sind der Stadt vom bisherigen und
neuen Grundstuckseigentiumer bzw. Erbbauberechtigten unverziuglich mitzuteilen.

(2) Der Anschlussnehmer, der bauliche Verdnderungen an Grundstucksentwasserungsanlagen
vornehmen lassen will, hat dies der Stadt rechtzeitig anzuzeigen.

(3) Wer gewerbliches Abwasser oder mit gewerblichem Abwasser vergleichbares Abwasser
einleitet, hat der Stadt oder den Beauftragten der Stadt alle mit der Abwasserentstehung
und Fortleitung zusammenhangenden Auskinfte Uber Art, Menge und Entstehung des
Abwassers zu erteilen. Die Stadt kann verlangen, dass hierzu ein von ihr vorgegebener
Fragebogen in schriftlicher Form zu beantworten ist; hierfir kdnnen Fristen gesetzt
werden.

8 35 Zutrittsrecht

Der Anschlussnehmer hat den Bediensteten oder Beauftragten der Stadt, die sich auf Verlangen
auszuweisen haben, den Zutritt zu den Grundstucksentwasserungsanlagen,
Wasserverbrauchsanlagen, Wassergewinnungsanlagen, Versickerungseinrichtungen und
Anschlussleitungen zu gewahren, soweit dies zur Prifung der technischen Einrichtungen oder
Wahrnehmung sonstiger Rechte und Pflichten nach dieser Satzung, insbesondere zum Ablesen
der Messeinrichtungen, erforderlich ist.



8 36 Haftung bei Entsorgungsstdérungen

Die Stadt haftet fur Schaden durch Betriebsstérungen an den Abwasseranlagen, sofern bei
Schéden an Korper und Gesundheit Vorsatz oder Fahrlassigkeit, bei anderen Schaden Vorsatz
oder grobe Fahrlassigkeit vorliegt.

8 37 Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrldssig entgegen

1. 8 4 Abs. 1 ein Grundstuck nicht ordnungsgemaf an die Abwasseranlagen anschliefl3t;

8§ 4 Abs. 2 Abwasser, das der Beseitigungspflicht unterliegt, nicht der Abwasseranlagen
zufihrt;

8 4 Abs. 4 den Anschluss eines Grundstucks oder die Zufuhrung von Abwasser ohne
Genehmigung vornimmt;

8§ 5 Abs. 1 die Grundstucksentwasserungsanlagen nicht nach den jeweils geltenden bau-
und wasserrechtlichen Vorschriften sowie den Bestimmungen des Deutschen
Normenausschusses herstellt, unterhalt und betreibt;

8§ 6 Abs. 1 Grundstucksklareinrichtungen in den dort genannten Fallen nicht anlegt oder
nicht ordnungsgemar betreibt;

8 6 Abs. 2 Niederschlagswasser in die Grundstucksklareinrichtungen einleitet;

8 6 Abs. 3 Schlamm aus Kleinklaranlagen sowie Abwasser aus Sammelgruben nicht der
Stadt Uberlasst;

8 6 Abs. 4 Grundsticksklareinrichtungen nicht stilllegt, sobald die Abwasseranlage die
Behandlung des Abwassers sicherstellt;

8§ 7 Abs. 1 Abwasser einleitet, das nach dieser Bestimmung nicht eingeleitet werden darf;

8§ 7 Abs. 2 Abfalle und die in dieser Bestimmung weiter genannten Stoffe sowie
Kondensate ohne Genehmigung in die Abwasseranlagen einbringt;

8§ 7 Abs. 3 die dort genannten Anlagen an die Abwasseranlagen anschlie3t oder
Kuhlwasser einleitet;

8§ 7 Abs. 4 Anlagen zum Zuruckhalten von im Abwasser enthaltenen unzuléssigen Stoffen
nicht einbaut oder nicht ordnungsgemal betreibt;

8§ 7 Abs. 6 Grundwasser in die Abwasseranlagen einleitet;
8§ 8 Abs. 4 Abwasser zum Erreichen der Einleitungsgrenzwerte verdinnt;
8§ 8 Abs. 7 das von der Stadt auferlegte Betriebstagebuch nicht ordnungsgeman fuhrt;

8 8 Abs. 8 nicht hausliches Abwasser einleitet, das einen der in 8 8 Abs. 1 und 3
festgelegten Einleitungsgrenzwerte Uberschreitet;

8§ 9 Abs. 7 ein von der Stadt gefordertes Probeentnahmegerat oder selbstaufzeichnendes
Messgerat nicht errichtet, nicht dauerhaft betreibt und in betriebsbereitem Zustand
halt oder den Bediensteten oder Beauftragten der Stadt den Zugang zu den
technischen Einrichtungen nicht jederzeit erméglicht;

8§ 26 Abs. 1 — 3 den dort verankerten Mitwirkungspflichten nicht oder unzureichend
nachkommt;
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3)

8§ 34 Abs. 1 und 2 den dort genannten Mitteilungspflichten nicht oder nicht rechtzeitig
nachkommt;

8§ 34 Abs. 3 die von der Stadt geforderten Auskinfte nicht, nicht rechtzeitig, nicht
vollsténdig, nicht in der verlangten Form oder wahrheitswidrig erteilt;

8§ 35 den Bediensteten oder Beauftragten der Stadt den Zutritt zu den in dieser
Bestimmung genannten Anlagen und Einrichtungen verweigert.

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbuRe von 5,00 EUR bis 10.000,-- EUR
geahndet werden. Die GeldbuR3e soll den wirtschaftlichen Vorteil, den der Tater aus der
Ordnungswidrigkeit gezogen hat, Ubersteigen. Reicht das satzungsmaRige Hochstmaf
hierzu nicht aus, kann es Uberschritten werden.

Das Gesetz uber Ordnungswidrigkeiten in der jeweils geltenden Fassung findet
Anwendung; zustandige Verwaltungsbehorde ist der Magistrat.

8 38 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Gleichzeitig tritt die bisherige Entwéasserungssatzung (5. Anderungssatzung) auRer Kraft.
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A. Kosten fir Betriebsuberwachung

& >

GEBUHRENTARIF

1.0 Betriebsbegehung, Kontrolle von Abwasseranlagen,
Entnahme von Abwasserproben, pH-Wert- und
Temperaturmessungen - nach Zeitaufwand einschl.
Personal- und Fahrtkosten (je angefangene 30 min.

wird ¥2 h berechnet).

2.0 Einsatz von Registriergeraten (Chemograph) zur
kontinuierlichen Erfassung von Messwerten - nach
Zeitaufwand (je angefangene 30 min. wird ¥z h

berechnet).

3.0 Entnahme von Stichproben einschl. pH-Wert- und

Temperaturmessungen.

B. Untersuchungskosten fiir Analysen

Parameter

pH-Wert
Leitfahigkeit
Redox-Potential
absetzbare Stoffe

Trockensubstanz

Gluhriuckstand/Gluhverlust

Chlorid (CI")

Cyanide (gesamt) (CN")
Cyanide, leicht freisetzbar (CN")

Fluorid (F)
Sulfat (S0.4%)

Sulfit (S03%)

Sulfid (8*)

Nitrat (NO3")

Nitrit (NO,")
NO,_Stickstoff (Noy")

Ammonium /NH,") a)photometr.
b)titriometr.

organ. Stickstoff
ortho-Phosphat

BSBs

CSB

AOX

DOC

TOC

Harte

Chromat (CR"")

Bestimmungsmethode

DIN 38 404 Teil 5
DIN 38 404 Teil 8
DIN 38 040 C6

DIN 38 409 H9-2

DIN 38 409 Teil 1
DIN 38 409 Teil 1
DEV D1-3

DIN 38 405 D13-1-3
DIN 38 405 D13-2-3

lonensensitive Elektrode

€/h 83,95
€/h 6,95
€/Probe 83,95

[CNORON]

a d dh d dh

Methylthymolblau-Chelat-

Komplex

DIN 38 405 D9-2
DIN 38 405 D10
DIN 38 405 D10
DIN 38 406 E5-1
DIN 38 406 E5-2
DEV H1l

DIN 38 405 D11-1

Verdinnungsmethode
DIN 38 409 H51

DIN 38 409 H41-1
DIN 38 409, Teil 14

DIN 38 409 H3-1
DEV H6
DEV E10

OCNONOCNONONONONONONO]

(OCNONONONONONO]

12,--
12,--
12,--
12,--

13,60
13,60
13,60
47,35
47,35
13,60

13,60
13,60
13,60
27,20
13,60
13,60
13,60
35,50
35,50
12,--

35,50
35,50
61,35
25,55
25,55
23,70
27,20
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Silber
Aluminium
Arsen

Bor

Calcium
Cadmium
Chrom (gesamt)
Kupfer
Eisen
Quecksilber
Magnesium
Mangan
Natrium
Nickel
Phosphor
Blei

Selen

Zinn

Zink

Quecksilber

organische Losungsmittel

qualitativ

*organische Lésungsmittel

quantitativ

halogenierte Kohlenwasserstoffe

qual.

(Ag)
(AD
(As)
®)
(Ca)
(Cd)
(Cn)
(Cu)
(Fe)
(Hg)
(Mg)
(Mn)
(Na)
(Ni)
)
(Pb)
(Se)
(Sn)
(zZn)

(Hg)

lironberg

" mm m3om mm m mimTaunus

ICAP-AES Simultananalye
(inkl. Nassaufschluss)

AAS

GC-Summenanalyse

*halogenierte Kohlenwasserstoffe

quan.

Kohlenwasserstoffe (H 58)
schwerfluchtige lipophile

Stoffe (H 56)
Phenole

GC-Summenanalyse
DIN 38 409 H 58

DIN 38 409 H 56
DIN 38 409 H 16-1/2

organ. Sauren (wasserdampfflichtig) DEV H 21
*Wenn beide Parameter zusammen untersucht werden,

entstehen nur 1 x

Kronberg im Taunus, den 21.10.2014

Der Magistrat der Stadt Kronberg im Taunus

Klaus E. Temmen

Blrgermeister
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48,20
45,60

45,60
31,25
35,50

62,65
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	Grundstückskläreinrichtungen Kleinkläranlagen oder Sammelgruben (Behälter).
	Physikalische Parameter
	Organische Stoffe und Lösungsmittel
	1. Dachflächen
	1.1 Flachdächer, geneigte Dächer 1,0
	1.2 Kiesdächer 0,5
	1.3 Gründächer

	2. Befestigte Grundstücksflächen
	2.1 Beton-, Schwarzdecken (Asphalt, Teer o. Ä.),
	Pflaster mit Fugenverguss, sonstige wasserundurchlässige
	Flächen mit Fugendichtung 1,0
	2.2 Pflaster (z. B. auch Rasen- oder Splittfugenpflaster),
	Platten - jeweils ohne Fugenverguss
	2.3 Wassergebundene Decken (aus Kies, Splitt, Schlacke o. Ä.) 0,5
	2.4 Porenpflaster oder ähnlich wasserdurchlässiges Pflaster 0,4
	2.5 Rasengittersteine 0,2
	R0,5  xR   Ufestgestellter CSBU   R+ 0,5.



